
Propositions-Decret.

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen :c.
entbietenden zum Provinzial-Landtageaußerordentlich einberufenen getreuenStänden der Rheinprovinz
un,eru gnädigsten Gruß, und lassen ihnen folgende Propositionenzur Berathung und Erledigung zugehen.

l. Nach der Bestimmungdes ^, <! des Gesetzes vom 21. Mai 1861 betreffenddie ander- «- n .. . «. ^
wette Negulirnng der Grundsteuer, solleu die durch Ausführuug der Veraulagung entstehenden Kosten, M^^^u?'

well ,ie aus die beiden westlichen Prooiuzeu treffeu, von diesen, soweit sie auf die sechs östlichen Pro- tastm.
mnzcu treffen von den letzteren aufgebracht,einstweilenaber sämmtlichaus der Staatstasse vorge-
lUMen, und derselben nach Vollendungdes Abschätzuugswerksin mäßigen Raten allmählich wieder zuge¬führt werden. ^

Das Abschätznngswerkist nunmehr beendigt. Die durch die Ausführung des letzteren entstan-
oenen Kosten sind festgestellt und nach dem Maßstab der neu regulirteu Gruudsteuer,unter Festhaltung
der durch das Gesetz bestimmten Trennung, zwischen den beiden westlichen und den sechs östlichen Pro¬
vinzen dahin vertheilt worden, daß die Rheinprovinzdie Summe von 842,114 Thlr. 11 Sgr. — Pf
der Staatskasse zu erstatten hat.

Den getreuenStänden lassen Wir die diesen Gegenstand betreffende und die dabei in Betracht
kommenden Fragen näher erläuternde Denkschrift mit der Aufforderungzugehen, unter Vorbehalt Unserer
Genehmigungüber die Art und Weise Beschluß zu fassen, wie die hiernach der Provinz zur Last fallende
5-ummeinnerhalb eines zehnjährigen Zeitraums vom 1. Januar 18t>L ab, vou der ersteren aufgebracht
und der Staatskasse erstattet werde,, soll.

steu^ l^ ^'"^" ^" ^ Provinz angehörigenBezirks - Commissionen für die klassificirte Einkommen-Vez!rk«.C°mmi!si°„en
^ ' yaven Unsere getreuenStände ncne Mitglieder und Stellvertreter in Gemäßheit des ß 24 des l"'' b« Kl°ssc»° und
zn M«"? ^F" "" "" '°"bl'". Hinsichtlich der Zahl der für die einzelneuBezirts-Eommissionen "°'Ve^"°""
tend>, m" '""tglieder nud Stellvertreter, soiuie hinsichtlichder übrigen bei den Wahlen zn bcobach-
aefunden 77"'^ ^""'^" ^ "ei den Borschriften, nach welchen die früheren diesfälligenWahlen statt-
^ . "Ü"'' '"^ ""^" U">"" getreuenStänden die Nachweisuugeii der cintoiumeusteiierpflichtigen
^.in'ooynerder einzelnen Bezirke dnrch Unsern Eommissariusmitgetheilt werden.

G?,n"s> '/( ^"^ getreuen Stände werden ferucr, soiveit es nöthig, die Wahl des Ausschusses in Aüssämßweqm der
^cmaMit des 8. 5 Nr. 2 des Gesetzes wegen der Kriegsleistnngen nnd deren Vergütung vom 11 Mai Krksss,«st,mcm und
^' l unter angemessener Betheiligungder einzelnen Stände zu bewirten haben. ^Mwng.
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In Betreff der laufendenständischen Verwaltung wird Unser Lommissariusdie etwa nöthigen
Mittheilungen an Unsere getreuen Stände machen.

Die Dauer des Proviuzial^andtages habe» Wir auf « Tage bestimmt.
Wir bleiben Unsern getreuen Stauden iu Gnaden gewogen. —

Gegeben, Berlin de» lü. November1,^6'».

gez. Wilhelm.
sgcz.) Graf v. Bismarck. u. Bodelschwiugh. v. Noon. Graf u. Itzenplih.

v Mühler. Graf zur ^'ippc. v. Selchow. Graf zu Enlenbnrg.

An
die zum Prouinzial-Laudtageder Nbeinprouiuz

versammeltenStände.



Ausz u g
aus dem Gesetze betreffend die andcrweite Regelung der Grundsteuer

vom 21. Mai 1861.

(Gesetzsammlung «l<: 1t)Cl, Seite 255.)

Die Erniitteluug des Reinertrages der Liegenschaften zum Zwecke der Grundsteuer- ltä Allnhüchstt Pro
vertbeiluuglZ. ^.'i erfolgt nach den Vorschriften der beiliegenden Äusführnugs-Auweisung.

Die durch die Ausführung entstehenden «ostcn sind, so weit sie auf die beiden westlichenPro^
vinzeu treffen, von diesen, so weit sie aus die sechs östlichen Provinzen treffen, von letzteren aufzubringen.
Linstiveilen sind sämmtliche kosten aus der Staatskasse vorzuschießenund derselben nach Vollendung des
Abschätzungsiverls in mäßigenJahresraten allmählich wieder zuzuführen.

Position Nro. 1.

Denkschrift
über die Aufbringung der durch die 'Ausführung des Grundsteuer-

Gesetzes vom 2l. Mai 1801 entstandenen Kosten.

^as Gesetz vom '! Mai 1,^,1 betreffenddie anderweite Regelung der Grundsteuer, Denkschrift;ur Allrr-
hat im §. U festgestellt,das, die durch die Ausfübrung desselben entstehenden Kosten, soweit sie auf ' Mistm Pwposui«,
die beiden westlichen Provinzen treffen, von diesen, soweit sie auf die sechs östkchc»Provinzen
treffen, von den letzteren aufzubringen sind, das; aber einstweilensämmtliche Kosten aus der Staats¬
kasse vorgeschossen und derselbennach Vollendung des Abschätzungsiverlsin mäßigen Raten allmählich
wieder zugeführt werden sollen. . ^ ^ . _.

Das Abfchätzungswcrknacb Anleitung des Hauvtanwcifung für das Verfahren bei Er¬
mittelung des Reinertrags der Liegenschaftenist bereits beendet, die entstandenen Kosten stnd vor¬
schußweise aus der Staatskasse berichtigt worden. Sowohl die Lage der Staatsfinanzen, als die
Ausrechthaltnng der Ordnung in dem Staatsrechnnngswcfcn machen es nothwendig, daß nnnmchr
mit der Abwickelungder Vorschüsse nach der angeführten gcfctzlichcnBestimmungvorgegangenwerde.

Zur Ausführung der letzterenbedarf es, wie die vorangegangenen ausführlichen Erör¬
terungen in den beiden Gansern des Landtags unzweifelhaft ergeben, nicht noch eines besonderen
Gesetzes; vielmehr fällt die zu treffende Bestimmung hierüber, sowie über alle übrigen mcht aus¬
drücklich ausgcnommcnen Gegenstände desselben Gesetzes unter die allgemeine Vorschrift des §. 12
a. a. O., nach welcher der Finanz-Minister mit der Ausführung des Gesetzes beauftragt ist und
die hierzu erforderlichenAnweisungen zu erlassen hat.

Die hiernach der Staats-Regierung und speziell dem Finanz. Minister zufallende Bc»
schlußnahme über die" Feststellung des Aufbringungs-Modns hinsichtlich der Grundsteuer-Vemn-
lagungskostcn findet in dein Gesetz felbst keine weitere Beschränkung,als daß die fraglichen Kosten,



u) je nach ihrer Entstehung von den beiden westlichen Provinzen einerseits nnd von
den sechs östlichen Provinzen andererseits und

1>) in mäßigen Jahresraten aufgebracht werden sollen.
Dagegen fehlt es an einer ausdrückliche!! Bestimmung darüber, nach welchem Maßstab

die Wiedcreinziehung erfolgen foll.
Nach dem innern Zusammenhang des Gesetzes nnd nach der bei den darüber stattgefnn-

denen legislatorischen Verhandlungen klar dargelegten Absicht des ersteren kann jedoch auch in
dieser Beziehung die Befugniß der Staats-Negiernng zur Erreichung des Zwecks, einen mähigen
Zuschlag zu der neu veranlagten Grundsteuer auszuschreiben, keinem Zweifel unterliegen. Sowie
eine solche Anordnung schon dem früheren Verfahren in den beiden westlichen Provinzen, in wel¬
chen die Kosten der Kataster-Aufnahme von den Grundbesitzernaufgebracht worden sind, entspricht,
ebenso ist es auch bei den Verhandlungen in den beiden Häusern des Landtags, insbesondere auch
von dein damaligen Finanz-Ministerausdrücklich ausgesprochenworden, daß die Staats-Negicruug bei
Annahme der Vorschrift im tz. U des Grundsteuer-Gesetzes in der Lage sein würde, nach Abschluß des Ver-
anlagungs-Verfahrcns die Kosten in der Form von mäßigen Zuschlägen zur Grundsteuerallmählich
wieder einzuziehen,ohne daß diese Auffassungirgendwie aus Widerspruch gestoßenist.

Dagegen ist nach der Fassung des Gesetzes die Staats-Negierung auch nicht genöthigt,
den vorstehend bezeichneten Weg unbedingt zu betreten, sie befindet sich vielmehr in vollständiger
Uebercinstimmuugmit ersterem, wenn sie zunächstden Proviuzial-Ständen Gelegenheit gibt, über
diejenigen Anordnungen beziehungsweiseAufbringungs-Modalitäten hinsichtlichder Grundstcner-
Veranlagungstosten, welche ihnen nach den Eigenthümlichkeitender Provinz als die zweckmäßigsten
erscheinen,unter Vorbehalt AllerhöchsterGenehmigung zn beschließen.

Auf die Zulässigkeit einer derartigen Maßnahme, nach dem Wortlaut der bezüglichen
Gesetzesvorschrift,hat bereits der damalige Finanz-Minister bei Berathung des Gesetz-Entwurfes
(Stcuographifchc Berichte des Hauses der Abgeordneten pro 186 l, Seite ."8!)) hingewiesen, und
in der That empfiehl es sich, diesen Weg einzuschlagen, um so mehr als der Gegenstand au sich
von der Art ist, daß dnrch eine solche Mitwirkung der Provinzial-Landtage, welche die in Vctracht
kommendenVerhältnisse und Eigenthümlichkeitenihrer Provinzen des Näheren zu übersehen uud
zu würdigen im Stande sind, die Aufbringung in der einen oder anderen Weise wesentlicherleich¬
tert werden kann, ohne daß dadurch dem Grundgedanken des Gesetzes irgendwie zn nahe ge¬
treten wird.

Bei dem Mangel eines gemeinsamen Organs zur Vertretung eines mehrere Povinzen
gemeinschaftlich betreifenoen Interesses kann freilich die Vertheilung des jeocm der beiden im Ge¬
setz bezeichneten Provinzial-Eomplexe zufallenden Gesammtkostcn-Betrages auf die einzelnen dazu
gehörige,, Provinzen nicht den einzelnen ProvinzialVertrctungcn überlassen werden; es muß diese
vielmehr unter allen Umständen, gemäß 8- l^ a. a, O. von dem Finanz-Minister definitiv bewirkt
werden, nnd die Beschlußfassungder Provinzial-Landtage lediglichauf die Aufbringungs-Modali-
tälcn der den betreffendenProvinzen antheilig znr Last fallenden Beträge beschränktbleiben.

Erscheint aber unter dieser Beschränkung die Anhörung der Provinzialständc über die
in Ncde stehende Frage durch den tz. 6 des Gesetzesvom Äl. Mai 1861 nicht ausgeschlossen, an
sich vielmehr zweckmäßig, weil in dieser Weise den Eigenthümlichkeitenjeder einzelnen Provinz in
einer zutreffenden Weise vollständiger Rechnung getragen werden kann, so dürfte die Stactts-
Negiernug mich nicht Anstand nehmen, diesen Weg einzuschlagenund an die einzelnen Provinzial-
Vertrctungen die Anforderung zu stellcu, über die Art uud Weise, wie die Aufbringung des der
Provinz zur Last fallenden'Kosten-Antheils innerhalb ihres Bereiches geschehen soll, unter dem
Vorbehalte der AllerhöchstenGenehmigung und fchlicßlichcnEntscheidung, Beschluß zu fassen.



Was den Umfang der entstandenen allgemeinen Veranlagungskosten anlangt, so belaufen
sich die bis zum 1. Juli d. I. nach Kassen-Abschlüssen geleisteten Zahlungen:

1. für die sechs östlichen Provinzen im Ganzen auf 5,947,992 Thlr. 6 Sgr. 10 Pf.
2. für die beiden westlichen Provinzen im Ganzen auf 1,300,458 „14 « — „

Dagegen betragen:
3. die Kosten der Central - Verwaltung bis zum

1. Januar d. I. nach dem bezüglichenKassen-
Nbschlnssc und zwar mit Einschlußder Kosten für
fast sämmtlichebei dein Vercmlagungs-Werkever¬
wendeten Formulare und mit Ausschluß der auf
die Ausführung der Gebäudcsteuer und des

vcchältniß-
niäßig fallenden Beträge im Ganzen , . . . 152,932 „ 6 „ l! ,.

Zusammen 7,lUl,3.'-!2 Thlr. 27 Sgr. 4 Pf.
Von den Kosten der Eentral-Berwaltung fallen nach ihrer Entstehung beziehungsweise

nach Verhältniß der für die beiden Provinzial-Eomplexe entstandenen Gesammtkosten
ans die sechs östlichen Provinzen ....... 125,072 Thlr. 27 Sgr. 8 Pf.
auf die beiden westlichen Provinzen ...... 27,859 „ 8 „ 10 „

... .^ ^uhuungcn über die verausgabten Kosten sind zum Theil noch nicht vollständig
abgeschlossenund unterliegen auch noch der Revision der Obcr-Nechuungs-Kmnmer. Es können
daher die ausgeworfenen Beträge noch einer, wenn auch nicht erheblichen Abänderung unterliegen,
^orbchaltllch dieser näheren Feststellung, über welche, sowie über die durch die Ausführung des
Grundsteuer-Gesetzesüberhaupt entstandenen Kosten, den beiden Häusern des Landtages der
Monarchie seiner Zeit ein vollständiger Rechenschaftsberichterstattet werden wird, treffen daher
Von den gcsammten allgemeinen Veranlagungskosten im Sinne des §. ss des Grundsteuer-Gesetze?
vom 21. Mai 18«:

ll) ans die sechs östlichen Provinzen ..... (!,0?3,0U5 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf.
l>) auf die beiden westlichenProvinzen .... 1,328,31? „ 22 „ 10 „

Die Höhe der allgemeine», Veranlagungskostcn stellt sich für die einzelnen Provinzen und
Regierungsbezirkesehr verschieden. Es ist auf dicfclbc von Einfluß gewesen theils die größere
Ertragsfähigkeit des Bodens insofern, als in den besseren Gegenden eine größere Genauigkeit auf
die Einschätzungen und die'damit im Zusammenhange stehenden Arbeiten zu verwenden war, theils
die Größe der verlangten Flächen, welche für die geometrischen Arbeiten von besondererBedeutung
war, theils die größere oder geringere Zersplitterung des Gruudcigenthums, welche für das Vcr-
anlagungsverfahrcn vom größten Einfluß gewesen ist, theils die größere oder geringere Menge
des vorhandenen, zur Verwendung geeigneten Materials an älteren Vermcssungs'-Arbcitcn,sowie
der Umfang der erforderlichen Nacharbeiten behufs Herstellung der erforderlichenUebereinstimmung
«nt der Wirklichkeit, theils endlich noch verschiedene andere Umstände, welche die Arbeiten je nach
ocn obwaltenden Personal- uud Lokal-^crhältuissen theurer oder billiger gestaltet haben. Unter
«im Umständen läßt sich die Sonderung der Kosten nach ihrer Entstehung iu den einzelnen

^«g:eruug5bezu-kenals ein zutrcffeudcr Maßstab für die Verthcilung der Kosten imch Ärer Cnt-
G?"^" l ""''^ncn Regierungsbezirkenals ein zutreffender Maßstab für die Verkeilung der
'l ?t " s beiden Provinzial-Eomplexe auf die einzelnenProvinzen nicht anerkennen; ebensowenig
myt M, behaupten, daß großen Flächen oder einer großen Einwohnerzahl auch verhältnißmäßig
ss ^ ^""lagungstosten gegenüberstehen. Es entspricht daher das durch das Gesetz selbst festge¬
stellte Prmcrp, wonach die Vcrtheilung der Kosten innerhalb der beiden Hauptgruppen der Pro¬
vinzen auf tue einzelnen der letzteren, nach dem Maßstabeder aus der Veranlagung der Grundsteuer



sich ergebenden Grundstcuerbcträgc bewirkt werden muß, ebenso der Billigkeit als INI Wesentlichen
auch den thatsächlichenVerhältnissen.

Die Staats-Negicrnng hat es hiernach für geboten erachten müssen, den zuletzt bezeich¬
neten Bertheilungs-Maßstab der festgestellten Grundsteuer auch hier zur Anwendung zu bringen.

Nach den festgestelltenGrundsteuer-Hauptsummen fallen von dem, deu sechs östlichen
Provinzen zufallenden Kostenbeträge von ........'!,073/'l!5 Thlr. 4 Sgr. 6 Pf.
danach:

I. auf die Provin', Preußen........ !,0!)5,40!> „ 15 „ — „
2....... Pofen ........ 5!,8,228 „ 14 „ 4 „
3. „ „ „ Pommern (mit Ausschluß der

Kreise Dramburg u.Schicvelbein) 662,440 „ 15 ,, 2 „
4. „ . „ Schlesien . .' ..... 1,432,033 ,. 3? „ 5 „
,5. „ „ „ Brandenburg (mit Einschluß

der Kreise Tramburg und
Schicvclbcin und der Kreise
Osterburg, Stendal, Garde-
lcgeu und SalzU'edel) . . . 1,04«,^!!! „ -,^! „ « „

<!. „ , „ Sachsen (mit Ausschluß der
Kreise Osterburg, Tteudal,
Gardclegen und Salzwedel) 1,2:!l!,<>12 „ 38 „ 11 „

^ l!,0?:!M5. Thlr. 4 Sgr. 6 Pf.'
Dagegen trifft von dein Kostenbeträge für die beiden westlichen Provinzen von 1 328,317

Thlr. .'2 Sgr. 10 Pf.
1. auf die Provinz Westphalcn....... 486,203 Thlr. II Sgr. 10 Pf.
2. „ „ „ Rheiuprovinz .....^ 842,114 „ 11 '„ 10 „

"l,328/N7 Thlr. 22 Sgr. 10 Pf.'
Behufs Erstattung der geleistetenVorschußzahlungen an die Staatskasse hat der ß. 6

deo Grundstcuergesctzcsvom 31. Mai 1861 bereits angeordnet, daß diese in mäßigen Jahresraten
erfolgen soll. Bei der Vorbcralhung des Oesctz-Entwnrfes im Haufe der Abgeordneten ist der
Antrag auf Feststellung eines zehnjährigen Zeitraums für die Wicdereinzichung der Kosten abge¬
lehnt worden, anscheinendum der Verwaltung mich in dieser Hinsichtfreie Entschließung vorzu¬
behalten. Es erscheint aber in der That einerseits den Interessen der bcthciligtcn Provinzen
genügend und andererseits deu obwaltenden Bedürfnissen entsprechend, wenn den kund gegebenen
Wünschen auch in dieser Hinsicht entsprochenwird.

Die Staats-Negierung beschränkt sich daher auf die Anforderung, daß die den einzelnen
Provinzen zur Last fallenden Beträge an Veranlagungstostcn alljährlich in gleich hohen Raten
innerhalb der vom 1. Januar 18U6 ab folgenden nächsten zehn Jahre der Staats-Kassc Seitens
der Provinz erstattet werden.



Erwiederungen
des

Herrn Landtags-Cominissarius auf Anträge des 17. Provinzial-Landtags.

^ ^"^ Ausführung des vom 17. Rheinischen Provinzial-Landtage in seiner 9. Sitzung vom
^ ^ ?" "'^>^'f"bten, durch Euer Kochwohlgeborengefälliges Schreiben vom 20.Octobcr v.J.
(l^. ^. ^r. 1) mir mitgetheilten Befchllisses,

die v>m des Königs Majestät Allcrgnädigst bewilligten 15,000 Thlr. aus den Nord-
KauabIutradeu auf diejenigen Theile der Nheinvrovinz ganz in der Weise und mit
Anwendung des Prozentsatzes zur Vertheilung zu bringen, in welcher die Erhebung
der Znschlags-Eentimen für den Nord-Kanal-Van seiner Zeit stattgefunden,

habe ich, nachdemzunächst die fraglichen 15,000 Thlr. von der KöniglichenGcneral-Staats-Kasse
entzogen uud der Provinzial-Hülfs-Kasse zur vorläufigen nutzbare»Anlegung überwiesenworden,
w '^'^ ^^«thcilung die Beträge des in den einzelnen Negierungs-Vezirlen feiner Zeit für den
^vrd-Kanal-Vau erhobenen Zuschlags ermitteln lassen.

Auf Grund der für die einzelnenRcgicrungs-Vczirke,und zwar:
W' ^In zn................ 9512 ^hlr.
„ Trier (von welchem Bezirk nur fünf Gemeinden bcthci-

ligt waren) zu............ .' . 4g

Düsseldorf > ^'"' '"........... ^^'' "
" ^">!ttdmf ^ Düsseldorf zu......... 5709 „
" Koblenzzu ................ 524!) „
" Aachen zu ................ 14^370 ^

1??1«?^" ^«hältnißzahlen wurde die Betheiligung der einzelnen Negicruugs-Vezirkean den
i^T^ls^'" '"^ ^^' iuzwischen bei der Prouinzial-Hülfs-itasse aufgekommenenZinsen von
^»? ^.hlr. 15 Sgr. dahin ermittelt, daß dem Regierungsbezirke

Cbln ..............34W Thlr. 3 Sgr. 2 Pf.
Trier...... . . 1U 22 ' 5

Düsseldorf ) ^"eve ......... 2486 " 8 ," ? ,"
^ / Düsseldorf ....... 2078 „ 15 „ 7 „

Koblenz .............. 1911 „ 1 „ 4 „
Aachen ............. 5231 „ 23 „ 11 „

zufielen. ^^^TtM^S^r. - Pf.

< , ^ den Rrgieruugs-Bezirkcn Eöln, Trier uud Aachen zukommendenBeträge sind, nach
)cngcr Einholung des Einverständnissesder nach Euer Wohlgcboren oben gedachten Schreiben

vom ^ovinzml-Lcmdtage gewählten Eommissarien,AbgeordnetenZores und Flings, den bctrcffcn-
ocu Regierungen Behufs der beschlossenenUntervcrtheilung auf die Gemeinden überwieseilworden.
^ie,e Untervcrthciluug und die Uebcrweisung der betreffendenBeträge an die Gemeinden ist so-
oaun auch m diesen drei Regierungsbezirkenzur Ausführung gebracht, nachdem inzwifchcnjene
^etrage noch dadurch eine Aeudcruug erfahren hatten, daß ein bezüglich des Negierungs-Bezirks
wachen untcrgelaufencr Ncchnuugö - Irrthum zur Anzeigegebracht worden war, wonach die

2

Die Untcruerthciliing
der aus den Nord»
Kanals-I,Maden im

Allerhöchste,! Land¬
tags - Abschiedevom

17. Sept. 1864
bewilligten

I5,U0U Thaler.
<a4 1.. N. Nr. I,
Z. 195 der Verhandl.

v. 1864, größere
Ausgabe.)
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Verhältnißzahl für diesen Vezirk nicht 14,370 Thlr., sondern 13,370 Thlr. betrug und demzufolge
von Aachen 244 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf. herauszuzahlen waren, von denen dem Ncgicrnngs-Vezirk

Cöln ...............85 Thlr. 1 Sgr. 9 Pf.
Trier...............-^ „12 „ 4 „

^ Cleve ..........61 „ 2 ,. — ..
Düsseldorf z Düsseldorf ........ 51 I 1 ", 6 ",
Coblcnz ...............4 6 „ 28 „ 1 „

244 Thlr. 15 Sgr. 8 Pf.
znsielen.

Was dagegen die Negierungs-VezirkcDüsseldorf und Coblcnz anbelangt, so war
es um deswillen unmöglich, den bezüglich der Nntcrvcrtheilung auf die Gemeinden nach Maßgabe
der von dicfcn feiner Zeit aufgebrachten Zuschlags-Vcträge ergangencn Beschluß zur Ausführung
zu bringen, weil die gedachtenbeiden Königlichen Regierungen die erforderlichenMaterialien nicht
mehr besitzen, um die Iuschlagsbeträgc für die einzelnen Gemeinden noch angeben zu können. Die
anf diefe beiden Negiernngs-Vezirle und zwar:

l Cleve mit . . 3486 Thlr. 8 Sgr. 7 Pf., beziehentlich 61 Thlr. 2 Sgr. — Pf.
Düsseldorf ^ Düsseldorf mit 3078 „ ls> „ 7 „ „ 51 „ 1 „' 6 „
Coblcnz mit ......1M I „ I „4 „ „ 46 „ 28 „ 1 „
fallenden Beträge sind daher mit der Bestimmung, sie vorläufig als verzinsliche Depositen für
Rechnung dieser Bezirke zu verwalten, zur Zeit noch der Provinzial-Hülfs-Kasse belassen worden,
und es wird nuumehr Seitens des Provinzial-Landtags darüber Beschluß zu fassen fein, ob und
eventuell in welcher anderen Weife eine Untevuertheilung bewirkt, oder ob von einer solchen Untcr-
vcrtheilung für diefe bcidcu Bezirke Abstand genommen werden foll.

In dieser Beziehung bemerke ich ganz ergcbenst, daß eine annähernd richtige Untcrocr-
thcilung wohl nur nach Maßgabe der in den betreffendenGemeinden jener Zeit aufgebrachten
Grundsteuer-Beträge würde erfolgen können, eine dcrartigcUntcrverthcilung aber für denRe-
gicrungs-BcznkDüsseldorf um deswillen unausführbar ist, weil die KöniglicheRegierung auch
hierfür die erforderlichenMaterialien nicht mehr besitzt, während für den RegierungsbezirkCoblcnz
dieselbenur mit großen Schwierigkeiten zn erzielen sein würde. Von einer Untervcrthcilung aber
möchte,wie mir fcheint, auch aus dem Grunde wohl füglich Abstand zu nehmen sein, weil, wie
die beiden Ncgiernngcn geltend machen, und wie sich auch in den anderen drei Bezirken gezeigt
hat, auf die einzelnen Gemeinden nur sehr gcriugfllgige Beträge fallen würden; fo haben z. B.
im Rcgicrungs-Beznke Trier von den oben gedachten 16 Thlr. 22 Sgr. 5 Pf. die Gemeinden

Hallschlag .......6 Thlr. 17 Sgr. — Pf.
Stcffeln ....... 4 „33 ^
Hausen ........1 „ 2<> „ « „
Woppcnroth ......! „39 „ - „
Lindcnscheid ......l ,. 13 „ 6 "

erhalten. Meines Dafürhalten«, dürfte ec> sich daher nach dein Antrage der Königlichen
Regierungen empfehlen, die auf die beiden Ncgicrnngs - Bezirke fallenden Summen nicht
auf die einzelnen Gemeinden unterzuverthcilen, fondern ihnen eine, dem beteiligten Gebiete
beider Bezirke zu Gute kommende gemeinsame Verwendung zuzuweisen. Von der Königlichen
Regierung zu Düsseldorf ist zu dem Ende vorgeschlagen worden, die Zinsen des Betrags
für Gewährung von Unterstützungen zu Meliorationen und Forstculturcn an Gemeinde und
Privatpersonen zn verwenden, während die Königliche Regierung zu Cobleuz beantragt,

Hz, n Betrag als Beitrag der betheiligten Gemeinden für die im Werke begriffene' Erwei¬
terung der Irren-Anstalt zu St. Thomas oder als Veitrag zum linksrheinischen'Vczirksstraßcn-
Fondt,' 6" bestimmen. Ich möchte mich dahin ganz ergcbeust auösprechcu,daß in beiden Bezirken
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^^"!"""" " die betreffendenwestrhcinischenBezirksstraßen-Fondsden Königlichen Negierungen
zu ^iis,cldorf und Loblcnz eingezahlt würden, zumal in beiden Bezirken gerade alle' linksrhei¬
nischen Gemcmdcn (bloß mit Ausnahme der 1816 von Holland abgetretenen, aber ganz unbedeu-
lcnoen Gemeinde Schenkenschanz Kreises Eleve) und nur die linksrheinischenGemeinden allein
ev gewesensind, von welchen seiner Zeit die Nord-Canal-Aau-Zuschlags-Centimen aufgebracht
vorocn flud, und daher die vorgeschlagene Vcrwcndungsart gerade dem betheiligtenGebiete beider

Bezirke zn Gute kommenwürde.
.'.„ s r. ^<'" P^^iuzial-Landtage erlaube ich mir jedoch die weitere Beschlußfassung ganz
crgcbenstanheimzustellen. , / i, „ ^ .z a

Düsseldorf, den 3. December 1865.

Der KöniglicheLandtags-Eommissarius, Obcr-Präsident der Nheinprovinz:
von Pommcr-Gschc.

^'' ^'''^-Landtags-Marschall, KöniglichenSchloßhauptmann und Kammerherrn «.
'vcnu lMlhcmi von Waldbott'Basscnhcim-Boluhcim,

I.. (^. Nr 15 Hochwohlgeboren
hier.

lXl'0. 3.

1. NI Nr^ H^""")lgeboren haben mir durch das gefällige Schreiben vom 18. Oktober 1864 ^ Mo.üm des
niscb?n ^'^>^'- ."," ""^"' ^"^ Landarmenhans zu Trier betreffendenNeschlüsscn des 17. Nhci- ^»dmg« n. Betreff

ErUeb. .- m ^r ^^' ^^c in dieser Beziehung, weil für die Ende 1861 anfgelöste
komn^n ^ > ^'. « emeContingentirung nach Kreisen nicht bestand, vorzugsweise in Betracht
lommen, dle Bevölkerung des Landarmenhauses sich belaufen

1862: 1863:

auf 170, 738 Köpfe,
und nach Abzug der anderen Negierungs-Bezirken
angehörenden. : . 156 155

auf 554 583 Köpfe
anaebm?s?^ ^ ^/^ ^ ^'^' l«9 ^ 71) --- 160 Köpfe dem Land- und Stadt-Kreise Trier
wcnia m/ '/ '" ^" nicht fast die Hälfte, wie im Au3schuß-Neferatebemerkt worden, sondern
dieser K^,, "^ ""Vettel der Gcsammtzahl. Zunächst ist aber darauf hinzuweisen, daß in
für KoM des Landarmenhauses auch die Häuslinge der Arbeit s-Anst alt,
Kreisen ni^t l ^? ^"°° ^'^'^ ^r die aufgelöste Erzichungs-Anstalt) emeContingentirung nach
Einfluß übm ka ^"^"' ^"^ Veschickungsrccht der Königlichen Negierung zu Trier keinen
den unvcrhältniü "^" '""^^ "^" ^rade die gedachtenbeiden Kreise aus nahe liegenden Grün-
daß aus den in, "," "'")r Insassen liefern, mit enthalten sind. Es kommt ferner in Betracht,
H eil-AnstaltV "? ^^"^^ f"l 18"/«. (Seite?) angegebenen Gründen die contingcntirte
ken das' di5 'iv " < ' ^"'""' gelegenen Kreisen kaum benutzt wird. Endlich ist noch zu bemer-
Stadt ?> ., '?7^""l zu Trier, worauf im Ausschuß-Neferatehingewiesen wird, nur der
Vororw, nn /" V ^" gleichfalls zum Stadtkreise gehörenden, zum Theil ganz armen

, nugcyou, u::d daß nicht der Stadtkreis Trier, wie im Ausschuß-Neferatebemerkt worden,
2*
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einen bedeutenden Theil des Landarmcn-Fonds absorbirt, sondern einschließlich der Vororte für
1863 von 3203 THIr. nicht mehr als 214 Thlr. erhalten hat. Ein irgendwie auffallendes Miß¬
Verhältniß zwischen der '/<! der Gesannnt-Bevölkerung des Regiernngs-Vczirks betragenden Bevöl¬
kerung des Stadt- und Landkreises Trier zu der Zahl der von diesen beiden Kreisen in den con-
tingcntirten Anstalten des Landarmenhauses, der Pflege-, der Irren- und der Heil-Anstalt,
besetzten Stellen hat sich hiernach nicht herausgestellt, und es ist zudem jeder etwaigen Prägra-
vation der übrigen Kreise durch die bestehenden und noch nencrdings, unter'm 19. Oktober 1864,
von der Königlichen Regierung zu Trier in zweckmäßiger Weise ergänzten Änordnnngen für die
Geldausgleichung zwischen den einzelnen .Kreisenin Betreff der ihrerseits erfolgten Mehr- und
Mindernutzungcn vorgebeugt worden.

Zu 2. Mit Ausschluß der marktgängigen Naturalien und der im Landarmenhause
selbst producirtcn Gegenstände sind auch bisher sowohl sämmtliche Bedürfnisse der Ockonomic,
als sämmtliche Fabrik-Materialien alljährlich im Submissionswege ausgeschrieben worden. Aller¬
dings sind von den gedachten marktgängigen Naturalien verschiedene (Noggen, Waizcn, Hafer,
Gerste, Erbsen und Bohnen :e.) in den letzten Jahren Seitens der Direction des Landarmenhauses
mit Borwisscn derVcrwaltungs-Kommission dem Handelsmann Isaak ans freier Hand in Lieferung
gegeben worden, und zwar aus dem Grunde, weil eben in den letzten Jahren die Betriebsfonds des
Landarmcnhauses in Folge von Einnahme-Ausfällennnd großen Ausgabenfür Neubautenund bauliche
Veränderungen scbr erschöpftgewesensind, und dadurch, wenn eine Versilberungder Wertpapiere
oder eine Schuld-Eontrahirung vermieden werden sollte, die Nothwendigkeit hervorgetreten ist
mit dem gedachten, übrigens sowohl in Betreff seiner Waaren als seiner Preise als reell bewähr¬
ten Frnchthändlcr in Verbindung zu treten, welcher Eredit geben nnd mit Abschlagszahlungen
nach Maßgabe der jedesmaligen Easscnbeständesich begnügen konnte. — Die Verwaltnngs-Com-
mission hat jedoch unter'm 4. November 1864 der Direction die Weisung ertheilt, die marktgän¬
gigen Naturalien künftig zwar wie bisher aus freier Hand, allein möglichstvon den Producenten
selbst zu entnehmen, keine Ankänfe in größeren Quantitäten bei einem einzelnenLieferanten zu
bewirten und beim Ankauf der fraglichen Artikel sich nicht bloß auf die Wochenmärktezn Trier >n
beschränken, sondern auch durch die Lokalblätter vou Trier und die beuachbarten Krcisblätter
eine öffentliche Aufforderung an die Producenten zn Vcrkaufs-Nncrbietungenzn erlassen.

Zu 3. Die Versicherung des Landarmenhauses nnd seiner Mobilien bei der Aachen-
Münchener Feuer-Versichcruugs-Gesellschaft ist nicht, wie im Ansschuß-Nescratcbemerktworden
ohne Vorwissen der Verwaltungs-Eommission, sondcm mit ausdrücklicherGenehmigung der letztere,/
welche auch über'die Versicherungim December 1863 mit der Direction der RheinischenProvin-
zial-Feucr-Societät in Corrcspondcnzgestanden hat, erfolgt, und hat zudem feiner Zeit, als dieser
Gegenstand zur näheren Erörterung gelangte, nämlich im Jahre 1845, die Genchmignng sowohl
des mit der Oberaufsicht über das Landarmcnhaus bekleideten KöniglichenNcgicrungs-Präsidiums
zu Trier als des Ober-Präsidiums gefunden, fo daß fchon dieserhalb zu einer der Direction des
Landarmcnhauses wegen der gedachten Versicherung anszusprechendcnMißbilligung, wie sie der
Provinzial-Landtag beantragt hat, ein Anlaß nicht vorliegen würde. Der Grund aber, weshalb
die Versicherungbei der Aachen-MünchenerFcuer-Versicherungö-Gcsellschaftstattgefunden hat und
wie bemerkt, seiner Zeit ausdrücklichgutgeheißen worden ist, besteht darin, daß die gedachte Gesell¬
schaft zu einem billigeren Satze die Versicherungübernahm, als früher bei der Provinzial-Feuer-
Societät gezahlt worden war. Gegenwärtig liegt die Sache so, daß die Immobilien bis Ende
1870, die Mobilien bis zum 3. Juni 1867 bei der Aachener-MünchenerGesellschaftversichertsind
welche dafür bei einem Werthe "

der Anstaltsgcbäude von ............. 129,000 Thlr.
der Mobilien, Ockonomie-Gerätheund Fabrik-Materialien von 44,760

insgesammt also von ............. . 173,760 Thlr.



eine Prämie vun 708 THIr. 13 Sgr. für siebenIahre, mithin für einIahr nicht ganz 1 Sgr.
9 Pf. von 100 Thlr. sich zahlen läßt. Ein niedrigerer ordentlicher Beitrag, nämlich von
1 Sgr. 3 Pf. besteht bei der Provinzial-Fcucr-Sociciät nach §§. 39. und 33. des rcvidirten Regle¬
ments vom l. September 1852 allein in der Untrrabtheilnng .V. der ersten, nur für „ganz
mafsive Gebäude, deren Bauart, Dachdcckung,,^age undVcnutzungsweiseden geringsten Grad von
Fcucrsgefahr darbietet," bestimmtenklaffe. ' Daß aber die Provinzial-Feucr-Socictät die Versiche¬
rung des Landarmcnhauses und seiner Mobilien ür der ersten Klasse, und namentlich in deren
Untcrabtheilung ^. (die Unterabthcilung l>>. der ersten Klasse hat schon den doppelten Satz von
" Sgr. 6 Pf,) würde übernehmen können, erscheintwenig wahrscheinlich,da die Gebäude, wenn
gleich die äußeren Mauern massiv sind, im Innern viele Fachwände enthalten, zudem auf 2 Seiten
an Privatwohnuugcn anstoßen, und ihre Vcnutzungsart, auch ohuc die dariu befindlichen(nach
8- 6 des Reglements einer besonderen Vereinbarung über einen höheren Vcrsichcrungssatzunter¬
worfenen) Arbcits-Anstaltcn, nicht eine solche ist, daß sie als den geringsten Grad von Feuersge¬
fahr darbietend bezeichnet werden könnte. Ich habe jedoch veranlaßt, daß vor Abschluß einer
ueucn Versicherungbei der Aachen-MünchenerFcucr-Vcrsichcrungs-Gesellschaftnochmals zur Erör¬
terung gezogen werden wird, ob etwa die Provinzial-Feucr-Socictät auf eine gleich billige, wie
die jetzt stattfindende Versicherungdes Landarmcnhanses, sollte glauben eingehen zu tonnen.

Düsseldorf, den 3. December 1865,

Der KöniglicheLandtags-Eommissarins, Ober-Präsident der Rheinprovinz:
von PommrnEsche.

An
den Provinzial-Landtags-Marschall, Königlichen Echloßhauptmanu und Kammcrhcrrn :c.

Hell» ssreihcrrn von

I,. ^ ^ ^ Hochwohlgcborcn hier.

Ni-c>. .3.

Euer Hochwohlgeborcnhaben mir durch das gefällige Schreiben vom 19. Oktober 1864 V^tr. Erhöhungdes
^- 1>I. Nr. 11? von dem Seitens des 1? Provinzial-Lcmdtaqs beschlossenen Antrage Mittheilung Barnöresselde« aus
gemacht bm Nliemischm

' ' Nezirksstraßen.
„es möge auf gesetzlichem Wege dahin gewirkt werden, daß auf Bezirksstraßen das (a,a 1,. KI. Nl. 11?
„Varrwregeld auch nach Maßgabe der Belastung des Fuhrwerks normirt werde." °°"'Vech.^S.N

Ueber diesen Beschluß habe ich nach erforderterAeußerungder Königlichen Regierungen seiner
Heu dem Herrn Finanz-Ministerund dem Herrn Minister für Handel, Gewerbeund öffentliche Arbeiten

"ortrag gehalten, welche mittelst Erlasses vom 24. März 1865 < IV. 2577. j ^' '^' mit meiner
. / III. 3880. F- M.

voraescl? '""""'^'n Königlichen Negierungen getheilten Auffassung,daß auf die in dem Beschlusse
dere , ck >,"" Mahregel nicht eingegangen werden könne, sich einverstanden erklärt und insbeson-
w?i, - ^""^ hingewiesen haben, daß einer allgemeinen Anordnung des bezeichneten Inhalts,
w. >! "'s"n. ^^ ^ks Provinzial-Landtags entsprechende Erhöhung der Abgabe dadurch erzielt
werden Mte, schon die Vestimmnng im Artikel 13 des Vertrags über die Fortdauer des Zoll¬
vereins """l ^ April 1853 (Gesetz-Sammlung Seite 414) entgegenstehe. - Abgesehen hiervon
imo aber auch die nachstehendengewichtigenGründe gegen den Antrag geltend zu machen.
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Einerseits würde eine jede Erhöhung des Chansseegcldesauf den Vezirksstraßcn, welche
dann auch gleichmäßig auf den Staatsstraßen, den Gcmcindcstraßcn «., für die derselbe
Tarif vom 29. Februar 1840 (nicht vum 28. April 1828, wie im Antrage bemerkt worden) wie
für die Bczirtsstraßen besteht, Anwendung finden müßte, als ein Rückschrittauf der Bahn zu be¬
zeichnen fein, welche von der Staats-Ncgiernng in Betreff der Ehausseegclo-Erhcbnngeingeschlagen
und bisher conseqnentdahin verfolgt worden ist, dasselbeimmer mehr herabzusetzen und auf dicfe
Weise den Verkehr zu erleichtern.

Andererseits aber würde sich auch die Art der von dem Provinzial Landtage vorgeschla¬
genen Erhöhung des Ehansscegeldcs, dasselbe nämlich je nach der Belastung des Fuhrwerks höher zu nor-
miren, nicht empfehlen. Zunächst ist zu bemerken,daß fchon die jetzige Normirung des Eyanssec-
geldes, nach der Pferdczahl, wenigstens annährcnd auch der größeren oder geringeren Belastung
des Fnhrwerls entspricht. Sodann hat diese Normirung nach der Pferdezahl den entschiedenen
Vorzug der großen Einfachheit, während eine Normirung nach der Belastung, sie möge ausgeführt
werden, wie sie wolle, eine sehr erheblicheBelästigung der Fuhrwerkbcsitzcrmit sich führen würde.
Endlich würde auch die Ermittelung der Belastung, in der weiten Ausdehnung, welche der Zweck
erheischt, mit den größten Schwierigkeiten verbunden, wenn nicht ganz unausführbar sein, wie die
Anwendung der Verordnung, den Verkehr auf den Knnststraßen betreffend, vom l?. März 18.39
(GcfetzsammlungSeite 80) gezeigt hat. Der eine für die Ermittlung der Belastung sich dar¬
bietende Weg, nämlich die Berechnung des Gewichts der Ladungen nach deren cubischem Inhalte,
ist ein anerkannt ganz unzuverlässiger, nud zwar um so mehr, als nur ganz vereinzelt den Ehaussce-
qeld-Erhcbern die dafür erforderliche!!Kenntnisse beiwohnen werden. Der andere Weg aber, die
Ermittelung des Gewichts der Ladungen dnrch Brückenwaagen, würde, wenn dieselben nnr in
irgend größerer Zahl hergestelltwerden sollten, solche Kosten mit sich führen, daß dadurch der
von der Ausführung des Beschlusses gehoffte Nutzen mehr als ausgewogen werden müßte.

Düsseldorf, den 3. December 1863.

Der KöniglicheLandtags-Eommissarius, Ober-Präsident der Nheinprovinz:

von Pommcr-Gschc.
An

den Provinzial-Landtags-Marschall, KöniglichenSchloßhanptmann und Kammerherrn :c:

Herrn Frcihcml von Waldbott-Bassenheiiu-Bornheim,
Hochwohlgeboren

1.. c. Nr. 7. hiersclbst.

Nro. 4.

D> Annahme v°n ^"^ Hochwohlgeborenbenachrichtigeich auf das gefällige Schreiben vom 14. Oktober
Deposuc»Primt« 1864 I.. ^1. Nr. 54,ganz ergebcnst, daß der vom 17. RheinischenProvinzial-Landtage in seiner
^S«lc.,s^r^ 5. Plenar-Sitznng beschlossene Antrag,

„daß es der Direction der Provinzial-Hülfs-Kasse gestattet werde, Depositen von
„Privaten auf einjährige oder auch halbjährige Kündigung zu einem der rcsvectiven
„Dauer der Küudigungs-Frist angemessenen Zinsfüße anzunehmen,"

Provinzial ° HUlfs-
Äasse.

(aä I.. N. Nr. 51
vom 14. Oct. ItM.)
VcrlMdl. S. 2U1,
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von den Herren Ministern der Finanzen und des Innern zufolge des abschriftlich beigefügten

Erlasses vom 10. März 1865 ^, ^'^' '/^^s^ zur Genehmigung nicht für geeignet erachtet
worden ist.

Düsseldorf, den 3. December 1865.
Der Königliche Landtags-Eommissarius, Obcrpräsidenl der Nhciuprovinz:

von Pommcr-Eschc.
An

den Pro^inzial-Landtags-Marschall, KöniglichenEchloßhauptmann und Kmnmerhcrrn :c.
Herrn Frcihcrrn von Waldbott-Vasscnhcim-Vurnhciiu,

, ^ ^. ^ Hochwoblgeborcn
I^. (^. Nr. 6. ^ ^ . .' ^

Auf den gefälligen Bericht von, ^l.Deeembcr u. I. 10141 — erwiedernwir Ew. Excellenz Erlaß dtr ilöimMc,!
ganz crgebenst, daß wir den Antrag des Rheinischen Provinzial-ttandtags, Hianzm^mddes

der Provinzial^Hülfstassc die Annahmevon Depositenvon Privatpersonen vorbehaltlich der Im,«!,,
Bestimmungeines Maximums zu gestatten, ". 1«. März 1865.

auch bei Herabsetzung der Kündigungsfristvon einem Jahre auf sechs Monate zur Genehmigungnicht
für geeignet zu erachten vermögen. '

Die Voraussetzungen, daß eine Geldtrisis nicht mehr längere Zeit anhalten, sowie, daß inZcitcneincs
allgemeinerschütterten Vertrauens ein massenhaftesZurückziehender deponirten Kapitalien bei der
provinzial-Hülfs-Kasse nicht, wie bei anderen Geldinstituten, eintreten werde, sind so zweifelhafter
.catur, daß die Besorgnis; möglicherWeise entstehenderVerlegenheitenin Folge eines unerwarteten
Andringcnsder Gläubiger offenbar nicht als beseitigt augesehen werden taun.

Daß aber in Fälleu, wo die Kapitals-Kündigungeneinen unvermuthetenUmfang annehmen,
die Prouinzial Hülfsiiasse leicht außer Stand gesetzt werden lönnte, den Deponentengerecht zu werden,
bedarf keiner weiteren Ausführung. Wir erinnern nur daran, daß die Annahme von Depositen die
Mittel zur Unterstützunggerade solcher Gemeinden und Corporationcn gewähren soll, denen es nicht
möglich ist, die benöthigten Darlehen binnen 10 bis 15 Jahren zu erstatten.

Um gegen alle Eventualitäten geschützt zu sein, würde die Proviuzial-Hülfs-Kasseeinen nn-
vcrhaltnißmäßig hohen Betrag der angenommenenDepositen entweder bei anderen Geld-Instituten
unterbringen, oder in zinstragenden Wetten anlegenmüssen. Im ersteren Falle würden die erwarteten
Vortheile sich ans ein Minimum reduciren, im letzteren tonnte fogar ein dircctcr Schade entstehen,
wmn sich die Nothwendigkeitergeben sollte, die erworbenen Effekten zu gesunkenenCoursenzu vcr
äußern, oder als Pfandobjectcfür aufzunehmende Darlehen zu verwerthen.
^ Auch die Berufung auf die anderen Geldinstituten ertheilte Ermächtigungzur Annahmevon
Depositentrifft nicht zu, da der Provinzial Nülfs-Äassc nicht, wie jenen, das bei einer größeren Aus¬
dehnung des Depositengeschäfts unentbehrliche Mittel zu Gebote steht, sich durch Nutzbarmachung der
angeuommencn Gelder im Wcchselvcrkchrdie Möglichkeit prompter Erfüllung der eingenommenen Ver-
bmdüchkcitenzu sich««.

^ 6"- Excellenz ersuchen wir ganz ergcbenst, die Directiou der Hülfs-Kasseund seiner Zeit die
e ^fälligst hi^M) mit der erforderlichen Eröffnungzu versehen.

Berlin, den l0. März 18L5.
Her Fincmzministcr:gez. u. Nodelschwingh. Der Minister: gez. Graf zn Ellleüburg.

. _„ . An
den Königlichen Wirklichen Geheimen Rath und Oder^Präsidenten
^ m>?^ "°" '^""ner.Esche, Excellenz zu Cobleuz.
F--M. I. 11,400. M. d. I. I. /. 878 !>.
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Nl'0. 5.

t^^b^V^''' ^""' Hochwohlgcboroil haben mittelst geehrtenSchreibens vom 19. October 1804 (I.. N.
"/ial-Archivc'zn'' Nr. 14) mir die Mittheilung gemacht,

(acl I., °5i°"Nr.14 daß der 17. Provinziäl-Landtagden Beschluß gefaßt habe, daß für die Zukunft die im Jahre
l>. <1. u». Okt. I8L4, 1854 ans Provinzial-Mitteln bewilligtenalljährlich zu zahlenden 200 Thlr. für einen zweiteil
,. Verhdl. S. 208. Hülfs-Arbeiter bei dem Proviuzial-Archive zu Loblenzdem ersten Hülfs-Arbeiter, Archiv-

Sckrctair Goerz in Berücksichtigung dessen langjähriger Leistungennnd Verdiensteum das
dortige Archiv, als Gehaltszulagezugcweudet werden mögen,

mit dem Hinzufügen,daß ich demnach die Köuigliche Negierungzu Coblenz anweisen wolle, fortan nach
diesen: Beschlusse zu verfahren.

Mit Bezug hierauf beehre ich mich, indem ich zunächst bemerke,daß die Proviuzial Archive
nicht von den Regierungen, sondernvon dem nnter der oberen Leitung des Präsidenten des Staats-
Ministeriums stehenden Dircctorium der Staats-Archiueressortircu,Euer Hochwohlgeboren ganz crgebenst
zn benachrichtigen, daß ich ich der obigen Requisitionzn entsprechen nicht vermocht habe, da die frag¬
lichen 200 Thlr., wie Euer Hochwohlgeboren aus der Adresse des 11. Provinzial-Landtags vom
20. October 1854 und dem hierauf in dem Allerhöchsten Landtags-Abschiede vom 30. December 1856
crgangcncnBescheidegefälligst ersehen wollen, nicht zn Gehalts-Verbesscrungcnfür die Archiv-Beamten,
fondern zu einem andern Zweckebestimmt sind.

In der vorerwähntenAdresse, mittelst deren verschiedene, die Vervollkommnung und größere
Nutzbarmachung der Archive zn Düsseldorfund zn Coblenz bezwcckeude Anträge au des Königs Majestät
gerichtet wurden, brachte nämlich der 11. ProviuzialLaudtag insbesondere auch, indem er hcruorhob:

„daß es unumgänglichnöthig sei, wissenschaftlichausgebildete junge Männer zn Archivaren
„heranzuziehen,ähnlich wie die Privat>Docetttcnund außerordentlichen Profefsoreu bei den
„Universitäten, und daß ein solcher gelehrter Archiu-Gchülfe bei jedem Archiv sein müßte,"

zur Förderung dieses Zweckes unter Nr. 2 die AllerhöchsteGenehmigung dazu in Antrag, daß aus dem
darin bezeichnetenFonds

„für einen Archivar-Gehülfenzu Düsseldorf
„und eiueu gleichen zu Coblenz"

je 200 Thlr. jährlich den dortigen Archiven überwiesen würden.

Diesem Antrage entsprechend haben des Königs Majestät nach Inhalt des AllerhöchstenLand-
tags-Abschicdcs vom :!0. December1850 zu genehmigen geruht, daß aus dem fraglichen Fonds

„für einen Archivar-Gehülfen zn Düsseldorf nnd einen gleichen zu Coblenz, für jeden eine
„fortlaufendeRemuneration von 200 Thlr. jährlich"

der Archiv-Verwaltungüberwiesen werde.

Die in Rede stehende Remuneration ist hienach dazu bestimmt, wissenschaftlichausgebildete
junge Männer dazu aufzumuntern,daß sie sich den Archive« zuwenden und durch ihre Beschäftigung als
Archivar-Gehülfensich mit dem Archivwesen überhaupt, uud namentlichmit den Archiven der Rhein-
Provinz bekannt machen, uud so zur Heranziehung tüchtiger Archivarevon allgemeinerwissenschaftlicher
Bildung beizutragen. Die nach dem Eingangs gedachten Beschlusse beabsichtigteUmwandlungdes obigen,
zur Nemuucration eines solchen Archiv-Gchülfen für das Archiv zu Cobleuz ausgesetzten Betrages von
200 Thlr. jährlich in eine persönliche Gehaltszulagefür den ArchioSetrctair, einen längst schon dem
Archivwescu angchörigeu, ctatsmäßig angestellten Beamten, würde somit den fraglichen Fonds dem
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dem ausdrücklich ausgesprochenen Zwecke, für welchenderselbe AllerhöchstenOrts dem Antrage der
Staude gemäß bestimmt worden ist, entziehen und darüber zu einem hievon ganz vertschiedencnZwecke
dispomrcn.

Düsseldorf, den 3. December 1865.

Der Königliche Landtags-Commissarius,Ober-Präsident der Rhcinprovinz:
von Pommcr-C'schc.

An

den Provinzial-Landtags-Marschall,Königlichen Schloßhauptmannund Kammerherrn:c.
Herrn Freiherrn von Walduott-Basseuheim-Bornhcim,

Hochwohlgeboren
l" 5- Nr. 2. hier.

Nl-0. 6.

bemerk -^' ^-° beantragte Aufnahmeder im RegierungsbezirkeCöln aufgeführten 7 Straßen betreffend, Auszug a»V dnn
»Gleich, daß die Aufnahmeder aä 5 aufgeführten Wissem-Wildbergcrhütter Straße SÄ«ilim des Herrn

,a)on von dem 10. Prouinzial-Landtagebeantragtnnd letztere durch den Allerhöchsten Laudtags-Abschiedvom <t">,'7! Oc"?86?
- September 1864 in die Reihe der Vczirksstmßeuaufgcuommen und deshalb nicht vou Neuem be- ^ ^. ?lr. ^«»-43

lnrwortct ist. Wr. dic Wisscin»

Düsseldorf, den 14. Octobcr 1864.

Der Laudtags-Mllrschcill:

Freiherr von Waldvott-Basscnheim-Boruheim.

^'.'ildbcrgerhülter»
Straße.

Sck,^«/' ^ Hochwohlgcborcn beehre ich mich in Beziehung auf die am Schlüsse des gefälligen Er«!^r„n«
neu 5s? ?" ^' ^"^cr 1864 I.. ü'. 40-43, rücksichtlich der im Negieruugs-BezirkCöln belege- de« Herrn Nag«,
daü di 3 ^ Wisscm-WildbergerhütterStraße gemachte Bemerkung ganz crgebenst zu crwiederu, Cmnuüssanns auf
der im ^"'^ ^ ^' Rheinischen Provinzial-Landtags vom 2. December1862 mir die Aufnahme a. a 3. D« 1865
Bezirkest ^"""^ ° ^"^ Koblenz belegencn Theile der fraglichen Straße auf dcu C o b l e u z e r ^ ^ Nr. 5.
tember i«?I"?'""^ ^"^^ und daß hierauf sich auch der AllerhöchsteLandtags-Abschied vom 17.Sep-

4«d4 (II. M 8.) beschräult hat.

Schreibend ^"'""^ die Voraussetzung nicht zutraf, welche nach Euer Hochwohlgeboren uorgedachtem
1864 die All" s- ^""lnzial-Landtag allein davon abgehalten hat, in seiner Adresse uom 14. Octobcr
nähme de,- -7 ^^^ Genehmigungzu der von der Königlichen Negierung zu Cöln beantragten Auf¬
nischen B> ? ^ierungs-Bezirke Cöln augehörigeu Theile dieser Straße unter die Cölncr ostrhei-
^olae . ^M>tt"!M ebenfallsnachzusucheu,so ist meinerseits ein dahingehender Antrag gestellt und in

^ oe„etoen die Genehmigungzu dieser Aufnahme mittelst Allerhöchsten Erlasses vom 2. Januar
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1805 ertheilt worden, wovon dem Provinzial-Landtagegefälligst Kenntniß geben zu wollen, ich Euer
Hochwohlgeboren ganz ergebenst anheimstelle.

Düsseldorf, den 3. December1865.

Der Königliche Landtags-Commissarius,Ober-Präsident der Rheinprovinz:

von Pommer'Esche.

An

den Königlichen Provinzial-Landtags-Marschall,Königlichen Schloßhauptmannund Kammerherrn:c.
Herrn Freiherrn von Waldbott»Bassenheim»Bornheim,

Hochwohlgeboren
5. 0. Nr. 5. hier.
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